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260137: 
Neubau und Sanierung BIZ, Gedenkort Jamlitz, Fachplanung Tragwerksplanung gem. § 49 HOAI

Bieterbogen (Angebot)
B I E T E R B O G E N
(Angebot)[footnoteRef:1] [1:  Die Bieter haben zwingend diesen Bieterbogen für die Einreichung ihres Angebots zu verwenden. Angebote, die nicht unter Verwendung des Bieterbogens abgegeben werden, werden von dem Verfahren ausgeschlossen.] 


[bookmark: _Hlk190093619]zur Teilnahme am Offenen Verfahren nach § 15 VgV
Die folgenden Angaben zum Angebot erfolgen als:

	☐Einzelbieter
	

	☐Bietergemeinschaft[footnoteRef:2] [2:  Bei Bietergemeinschaften ist für jedes Mitglied ein Bieterbogen inklusive aller entsprechenden Nachweise und Erklärungen einzureichen; die Erklärungen zur wirtschaftlichen und finanziellen sowie technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit werden kumulativ betrachtet. Davon unbenommen ist der Nachweis einer entsprechenden Berufshaftpflichtversicherungsdeckung für jedes Mitglied einer Bietergemeinschaft zu führen. Dies gilt auch für Nachauftragnehmer, wenn sich der Bieter bzw. die Bietergemeinschaft zum Nachweis einer bzw. ihrer Eignung des Nachunternehmers bedient. Bei Angebotsabgabe sind die durch Nachunternehmer auszuführenden Teile des Auftrages nach Art und Umfang zu benennen. Auf Verlangen der Vergabestelle sind Eigenerklärungen, ggfs. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise, abzugeben. Die Vorgaben für Nachunternehmer gelten in gleichem Maße für verbundene Unternehmen.
] 

	☐für das federführende Mitglied der Bietergemeinschaft

	
	☐für ein weiteres Mitglied der Bietergemeinschaft




	Allgemeine Angaben



	1. Firma

	Name der Unternehmung
		


	Straße / Hausnummer
		


	PLZ / Ort
		


	Datum der Firmengründung
		


	Rechtsform des Bieters
		


	Hauptgesellschafter
		


	Kammer-Nr.
		


	Eintragungsort
		




	2. Kontakt

	Ansprechpartner/in
		


	Telefon / Fax
		


	E-Mail
		




Ich / Wir beteiligen uns am Verhandlungsverfahren zur Vergabe der ausgeschriebenen Leistungen und reichen mit diesem Bieterbogen unser Angebot ein. Die geforderten Erklärungen wurden von mir / uns abgegeben und an entsprechender Stelle rechtsverbindlich erklärt, die erforderlichen Nachweise liegen vollständig bei.

[bookmark: _Hlk158631493]
Verzeichnis Formblätter:


[bookmark: _Hlk168391754]Formblatt 1	Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von zwingenden Ausschlussgründen § 123 Abs. 1 bis 3 GWB

Formblatt 2	Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von zwingenden Ausschlussgründen § 123 Abs. 4 GWB

Formblatt 3	Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von fakultativen Ausschlussgründen § 124 Abs. 1 GWB

Formblatt 4	Eigenerklärung nach § 125 GWB (Selbstreinigung) – nur soweit zutreffend

Formblatt 5	Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

[bookmark: _Hlk168393842]Formblatt 6	Erklärung zum Umsatz 

Formblatt 7	Nachweis einer Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung 

[bookmark: _Hlk158643750]Formblatt 8	Erklärung über die durchschnittlich jährliche Beschäftigtenzahl

[bookmark: _Hlk158641208]Formblatt 9	Erklärung Unteraufträge/Eignungsleihe – nur soweit zutreffend

Formblatt 10	Erklärung Rechtliche / Wirtschaftliche Verknüpfungen 

[bookmark: _Hlk158641193]Formblatt 11 	  Eigenerklärung EU-Sanktionen gegen Russland

Formblatt 12	  Erklärung Referenzprojekte























	[bookmark: _Hlk156821707]Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von zwingenden Ausschlussgründen nach § 123 Abs. 1 bis 3 GWB 
	Formblatt 1



	Negativbescheinigung zu Ausschlussgründen (§ 31 Abs. 1 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 1 bis 3 GWB)



	Erklärung des Bieters

	Wir erklären hiermit, dass keine Person aus unserem Unternehmen, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:
1. § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen); § 129 a des Strafgesetzbuches (Bildung terroristischer Vereinigungen); § 129 b des Strafgesetzbuches (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
3. § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
4. § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5. § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
7. § 1 08e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels)
Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.
Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

Hinweis:
Das Vorliegen einer rechtskräftigen Verurteilung wegen eines Deliktes nach § 123 Abs. 1 GWB führt zum Ausschluss des Bieters, wenn nicht ein Ausnahmefall des § 123 Abs. 5 GWB gegeben ist. Dabei ist es unerheblich, zu welchem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens der Auftraggeber von der Unzuverlässigkeit des Bieters erfährt.




	Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von zwingenden Ausschlussgründen nach § 123 Abs. 4 GWB 
	Formblatt 2



	Negativbescheinigung zu Ausschlussgründen (§ 31 UVgO i.V.m. § 123 Abs. 4 GWB)



	Erklärung des Bieters

	
Wir erklären hiermit, dass

	☐    unser Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
                    oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und nicht das Gegenteil 
                    durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
                    festgestellt wurde.

ODER

	☐	    unser Unternehmen in Folge einer rechtskräftigen Gerichts- oder bestandskräftigen 
                 Verwaltungsentscheidung sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur       
                 Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet                       
                 hat.

Hinweis:
Das Vorliegen einer rechtskräftigen Verurteilung wegen eines Deliktes nach § 123 Abs. 1 GWB führt zum Ausschluss des Bieters, wenn nicht ein Ausnahmefall des § 123 Abs. 5 GWB gegeben ist. Dabei ist es unerheblich, zu welchem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens der Auftraggeber von der Unzuverlässigkeit des Bieters erfährt.




	Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von fakultativen Ausschlussgründen nach § 124 Abs. 1 GWB 
	Formblatt 3



	Negativbescheinigung zu Ausschlussgründen (§31 UVgO i.V.m. § 124 Abs. 1 GWB)



	Erklärung des Bieters

	Wir erklären hiermit, dass folgende Ausschlussgründe nicht vorliegen:
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden,
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9. das Unternehmen
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.
Des Weiteren bestehen keine Abhängigkeiten von Ausführungs- und Lieferinteressen gemäß § 31 (1) UVgO i.V.m. § 124 (1) Nr. 4 GWB. Hinweis: Bieters, bei denen einer der in § 124 Abs. 1 GWB genannten Fälle vorliegt, können von der Teilnahme ausgeschlossen werden.




	Eigenerklärung nach § 125 GWB (Selbstreinigung) 
	Formblatt 4



	Eigenerklärung zum Nachweis der Zuverlässigkeit trotz Vorliegen von Ausschlussgründen 



	Erklärung des Bieters

	Ich/Wir erkläre(n), dass folgende Fälle der §§ 123, 124 GWB vorliegen
(Benennung des konkreten Ausschlussgrundes mit weiteren Angaben, z. B. zum Datum der Verurteilung):
		





Ich/Wir habe(n) ausreichende Maßnahmen im Sinne des § 125 GWB getroffen, um trotz Vorliegens des vorbeschriebenen Ausschlussgrundes meine/unsere
Zuverlässigkeit nachzuweisen. Entsprechende Nachweise Dritter sind beigefügt.
		









	Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 
	Formblatt 5



	Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung (§ 44 VgV bzw. § 33 UVgO)

	Der Nachweis über die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung des Bieters ist durch die Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister (Berufskammer) bzw. zur Berufsqualifikation zu erbringen.
Juristische Personen sind zugelassen, wenn sie für die Durchführung der Aufgabe einen verantwortlichen Berufsangehörigen benennen.

	Erklärung des Bieters

	Als verantwortliche Person für die Leistungserbringung wird benannt:


Mitgliedschaft in der Berufskammer:
	(Name, berufliche Qualifikation)	

	


	Der / Die geforderte(n) Nachweis(e), welche zur Berufsausübung befähigt(en), wurden dem Formblatt 5 beigefügt.




	Erklärung zum Umsatz 
	Formblatt 6



	Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit (§ 45 VgV bzw. § 33 UVgO)




	Erklärung des Bieters

	Ich / Wir bestätige(n) hiermit, die Richtigkeit der folgenden Zahlen zum Umsatz in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren. 
	Erklärung zum Gesamtumsatz:
	Jahr
	Gesamtumsatz (mind. 100.000,00 € netto)



	1.
	2025
		

	Euro/netto

	2.
	2024
		

	Euro/netto

	3.
	2023
		

	Euro/netto

	
	Durchschnitt
		

	Euro/netto


	Erklärung zum Umsatz im Tätigkeitsbereich der ausgeschriebenen Leistung 
	(Fachplanung Tragwerksplanung gem. § 49 HOAI): 
	Jahr
	Umsatz im Tätigkeitsbereich der ausgeschriebenen Leistung 
(mind. 60.000,00 € netto)



	1.
	2025
		

	Euro/netto

	2.
	2024
		

	Euro/netto

	3.
	2023
		

	Euro/netto

	
	Durchschnitt
		

	



Hinweis: Ein Bestand des Unternehmens seit drei Jahren ist nicht Voraussetzung. Für Unternehmen, die weniger als drei Jahre bestehen, sind die Erklärungen jeweils nur bezogen auf den Durchschnitt der bislang abgeschlossenen Geschäftsjahre abzugeben.






	[bookmark: _Hlk168409048]Nachweis einer Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung – Versicherungsnachweis
	Formblatt 7



	Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit (§ 45 VgV bzw. § 33 UVgO)



	Als Nachweis über das Bestehen einer Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung ist dem Angebot als Anlage die schriftliche Bestätigung von einer in der EU zugelassenen Versicherungsgesellschaft beizufügen.
Die Deckungssummen der Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung müssen in folgender Höhe bestehen:
· für Personenschäden	                        1.500.000,00 €
· für Sach- und Vermögensschäden      500.000,00 €
Die Maximierung der Ersatzleistungen muss mindestens das Zweifache der Versicherungssumme betragen. Die Deckung muss über die Vertragslaufzeit uneingeschränkt erhalten bleiben.


Sollte die Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung geringere Deckungssummen aufweisen
· ist auch eine schriftliche Erklärung des Versicherers zur Erhöhung im Auftragsfall auf geforderte Deckungssummen
oder
· eine schriftliche Erklärung des Versicherers zur Zusage einer objektbezogenen Versicherung
möglich.

Diese Erklärung ist dann zusätzlich mit dem Angebot vorzulegen.

	



	Erklärung des Bieters

	Der geforderte Versicherungsnachweis und soweit erforderlich der Nachweis über die Anpassung wurden dem Formblatt 7 beigefügt.

	






	Erklärung über die durchschnittlich jährliche Beschäftigtenzahl
	Formblatt 8



	Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit (§ 46 VgV bzw. § 33 UVgO)




	Erklärung des Bieters

	Ich / Wir bestätigen hiermit die Richtigkeit der hier gemachten Angaben über die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Unternehmens der letzten drei Jahre (bezogen auf Vollzeitstellen).
	
	Anzahl der jeweiligen Beschäftigten in den Jahren (mind. 2 im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr) 

	
	2023
	2024
	2025

	Beschäftigtenzahl
		

		

		







	Erklärung über die technischen Fachkräfte, die im Zusammenhang mit der Leistungserbringung eingesetzt werden sollen



	Erklärung des Bieters / Mitgliedes der Bietergemeinschaft



	Ich / Wir bestätigen mit meiner / unserer Unterschrift die Richtigkeit der hier gemachten Angaben über die technischen Fachkräfte, die im Zusammenhang mit der Leistungserbringung eingesetzt werden sollen.
	
	im Zusammenhang mit der Leistungserbringung

	
	
	mind.

	Technische Fachkräfte
		

	1

	davon eigene
		

	

	davon aus anderen Unternehmen
		

	







	Erklärung Unteraufträge/Eignungsleihe – nur bei Bedarf
	Formblatt 9

	Erklärung des Bieters zum Einsatz von Subplanern als Unterauftragnehmer

	
Ich/wir beabsichtige(n), Teile des Auftrags an Subplaner als Unterauftragnehmer zu vergeben:


	Unterauftragnehmer
(Firmenname, Sitz)
	Angabe der übernommenen Auftragsteile/des Leistungsbereiches


	     

	         

	     

	     

	     

	     

	     

	     

	     

	     




	Erklärung des Bieters zur Eignungsleihe 

	
Ich/Wir beabsichtige(n) zum Nachweis meiner/unserer Eignung in Hinblick auf die wirtschaftliche und finanzielle ODER technische und berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch zu nehmen:

	Unternehmen
(Firmenname, Sitz)
	Angabe der von diesen Unternehmen erfüllten Eignungsanforderungen

	     
	     

	     

	     









	Erklärung Rechtliche / Wirtschaftliche Verknüpfungen
	Formblatt 10



	Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit (§ 46 VgV bzw. § 33 UVgO)



	Erklärung zu rechtlichen und wirtschaftlichen Verknüpfungen mit anderen Unternehmen



	Erklärung des Bieters

	Ich/Wir erkläre(n) hiermit, dass rechtliche und wirtschaftliche Verknüpfungen mit anderen Unternehmen wie folgt bestehen:
	☐ Nein, es bestehen keine rechtlichen und wirtschaftlichen Verknüpfungen mit anderen Unternehmen.
	☐	Ja, es bestehen folgende rechtliche und wirtschaftliche Verknüpfungen mit anderen Unternehmen:
	Unternehmen
	Art und Weise der Verknüpfung

		



		


		



		


		



		


		



		



.











	Eigenerklärung EU-Sanktionen gegen Russland
	Formblatt 11

	Erklärung des Bieters

	Eigenerklärung zur Umsetzung von Artikel 5k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung (EU) 2022/1269 des Rates vom 21. Juli 2022

(Abzugeben von allen Bietern / allen Mitgliedern von Bietergemeinschaften / allen Nachunternehmern / allen Eignungsleihgebern)
__________________________________________________________________
(Name des Unternehmens eintragen)
Rolle des Unternehmens im Vergabeverfahren: 
☐	Bieter
☐	Mitglied einer Bietergemeinschaft
☐	Unterauftragnehmendes Unternehmen für den Leistungsbereich: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
☐	Eignungsleihgebendes Unternehmen

1. Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir nicht zu nachfolgend aufgeführten Personen, Organisationen oder Einrichtungen zählen

0. Russische Staatsangehörige[footnoteRef:3] oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, [3:  Betrifft nur den Fall der Bewerbung/des Angebots einer natürlichen Person, nicht den Fall der russischen Staatsangehörigkeit eines Mitarbeitenden oder auch des Führungspersonals eines Unternehmens.] 

0. juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder 
0. natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln.

1. Ich/wir erkläre(n), dass am Auftrag keine Personen, Organisationen oder Einrichtungen im Sinne der Nr. 1 als Unterauftragnehmer, Eignungsleihgeber i.S.d. § 47 SektVO oder Lieferanten beteiligt sind (soweit mehr als 10% des Aufragswertes auf sie entfällt).

1. Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Auftragserfüllung in Anspruch genommen werden, eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt.



Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung (EU) 2022/1269 des Rates vom 21. Juli 2022 lautet wie folgt:

„(1) Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 Buchstaben a bis d, Artikel 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG sowie unter Titel VII der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a) russische Staatsangehörige, in Russland ansässige natürliche Personen oder in Russland niedergelassene juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln, 
einschließlich — wenn auf sie mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt —, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a)den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e) soweit nicht nach Artikel 3m oder 3n verboten – den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4) Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 —von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.“































	[bookmark: _Hlk229142109]Erklärung Referenzprojekt – Nr. 1
	Formblatt 12



	Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit (§ 46 VgV bzw. § 33 UVgO)




	Nachweis Referenzprojekt des Bieters innerhalb der letzten 5 Jahre. (Stichtag: Tag der Bekanntmachung) 

	Erklärung des Bieters

	Die Leistungen des nachfolgend beschriebenen Referenzprojektes wurden durch das anbietende Unternehmen entsprechend der folgenden Angaben erbracht:

	Projektbezeichnung
		



	Auftraggeber
(inkl. Ansprechpartner, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
		


	☐   öffentlich (gem. § 99 GWB)
☐   privat
	

	Bauherr sofern abweichend vom Auftraggeber
		


	☐   öffentlich (gem. § 99 GWB)
☐   privat
	

	Leistungszeitraum
Komplexität
	Auftragsbeginn:
		

	Honorar-zone
(mind. III)

	
	Abschluss Lph 8[footnoteRef:4] [4:  Die Lph 8 muss abgeschlossen bzw. nutzungsfähige Übergabe des Objekts muss erfolgt sein.] 

		

	

	
	nutzungsfähige Übergabe1
		

		


	Bestandsgebäude in der Denkmalpflege
	☐	





	Gesamtbaukosten (GBK)
		


	EUR/netto

	Projektkosten
Tragwerksplanung (KG 300+400)
		


	EUR/netto

	Auftragswert / Gesamthonorar
		

	EUR/netto

	Kurzbeschreibung des Leistungsinhalts, ggf. Besonderheiten 
	Angabe der Leistungsphasen (HOAI / AHO) 




		


	
	Kurze Beschreibung der ausgeführten Leistung




		


	
	Kurze Beschreibung der Besonderheiten (Besondere Leistungen, BIM, Nachhaltigkeitszertifikat, etc.)

		


	Ergänzende Referenzbeschreibung 
	· optional kann dieser Anlage gesondert beigefügt werden: (AUSSAGEKRÄFTIGE Referenzbeschreibung mit bildlicher Darstellung z. B. Fotos, erläuternde Skizzen etc. auf max. 4 Blatt in DIN-A 4, einseitig bedruckt.)
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	Nachweis Referenzprojekt des Bieters innerhalb der letzten 5 Jahre. (Stichtag: Tag der Bekanntmachung) 

	Erklärung des Bieters

	Die Leistungen des nachfolgend beschriebenen Referenzprojektes wurden durch das anbietende Unternehmen entsprechend der folgenden Angaben erbracht:

	Projektbezeichnung
		



	Auftraggeber
(inkl. Ansprechpartner, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
		


	☐   öffentlich (gem. § 99 GWB)
☐   privat
	

	Bauherr sofern abweichend vom Auftraggeber
		


	☐   öffentlich (gem. § 99 GWB)
☐   privat
	

	Leistungszeitraum
Komplexität
	Auftragsbeginn:
		

	Honorar-zone
(mind. III)

	
	Abschluss Lph 8[footnoteRef:5] [5:  Die Lph 8 muss abgeschlossen bzw. nutzungsfähige Übergabe des Objekts muss erfolgt sein.] 

		

	

	
	nutzungsfähige Übergabe1
		

		


	Bestandsgebäude in der Denkmalpflege
	☐	





	Gesamtbaukosten (GBK)
		


	EUR/netto

	Projektkosten
Tragwerksplanung (KG 300+400)
		


	EUR/netto

	Auftragswert / Gesamthonorar
		

	EUR/netto

	Kurzbeschreibung des Leistungsinhalts, ggf. Besonderheiten 
	Angabe der Leistungsphasen (HOAI / AHO) 




		


	
	Kurze Beschreibung der ausgeführten Leistung




		


	
	Kurze Beschreibung der Besonderheiten (Besondere Leistungen, BIM, Nachhaltigkeitszertifikat, etc.)

		


	Ergänzende Referenzbeschreibung 
	· optional kann dieser Anlage gesondert beigefügt werden: (AUSSAGEKRÄFTIGE Referenzbeschreibung mit bildlicher Darstellung z. B. Fotos, erläuternde Skizzen etc. auf max. 4 Blatt in DIN-A 4, einseitig bedruckt.)
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	Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit (§ 46 VgV bzw. § 33 UVgO)




	Nachweis Referenzprojekt des Bieters innerhalb der letzten 5 Jahre. (Stichtag: Tag der Bekanntmachung) 

	Erklärung des Bieters

	Die Leistungen des nachfolgend beschriebenen Referenzprojektes wurden durch das anbietende Unternehmen entsprechend der folgenden Angaben erbracht:

	Projektbezeichnung
		



	Auftraggeber
(inkl. Ansprechpartner, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
		


	☐   öffentlich (gem. § 99 GWB)
☐   privat
	

	Bauherr sofern abweichend vom Auftraggeber
		


	☐   öffentlich (gem. § 99 GWB)
☐   privat
	

	Leistungszeitraum
Komplexität
	Auftragsbeginn:
		

	Honorar-zone
(mind. III)

	
	Abschluss Lph 8[footnoteRef:6] [6:  Die Lph 8 muss abgeschlossen bzw. nutzungsfähige Übergabe des Objekts muss erfolgt sein.] 

		

	

	
	nutzungsfähige Übergabe1
		

		


	Bestandsgebäude in der Denkmalpflege
	☐	





	Gesamtbaukosten (GBK)
		


	EUR/netto

	Projektkosten
Tragwerksplanung (KG 300+400)
		


	EUR/netto

	Auftragswert / Gesamthonorar
		

	EUR/netto

	Kurzbeschreibung des Leistungsinhalts, ggf. Besonderheiten 
	Angabe der Leistungsphasen (HOAI / AHO) 




		


	
	Kurze Beschreibung der ausgeführten Leistung




		


	
	Kurze Beschreibung der Besonderheiten (Besondere Leistungen, BIM, Nachhaltigkeitszertifikat, etc.)

		


	Ergänzende Referenzbeschreibung 
	· optional kann dieser Anlage gesondert beigefügt werden: (AUSSAGEKRÄFTIGE Referenzbeschreibung mit bildlicher Darstellung z. B. Fotos, erläuternde Skizzen etc. auf max. 4 Blatt in DIN-A 4, einseitig bedruckt.)













Abschließende Erklärungen

Ich/Wir bestätige(n), dass ich/wir die vorstehenden Angaben nach sorgfältiger Prüfung gemacht habe(n) und alle Angaben nach meinem/unserem bestem Wissen vollständig und richtig sind.

Mir/Uns ist bewusst, dass ich/wir im Falle einer schwerwiegenden Täuschung, des Zurückhaltens von Auskünften oder des Unvermögens zur Übermittlung erforderlicher Nachweise vom Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann/können.

Mir/Uns ist außerdem bewusst, dass der Auftraggeber zu einer Kündigung des mir/uns erteilten Auftrags nach § 133 Abs. 1 Nr. 2 GWB berechtigt ist, wenn im Zeitpunkt der Auftragserteilung zwingende Ausschlussgründe nach § 123 GWB vorliegen, und zwar unabhängig davon, ob ich/wir den Auftraggeber in Ziffer 1 dieser Erklärung bewusst oder unbewusst fehlerhaft informiert habe(n).



____________________, den ______________	______________________________________
(Ort und Datum)	(lesbarer Namenszug (Name in Druckschrift) des Erklärenden)
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